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Mühseliger Aufbau:  
Frieden und Sicherheit in der AU
Ulf Engel
Die Transformation der Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU) zur Afrikani­
schen Union (AU) seit dem Jahr 2000 hat einen weit reichenden und tief greifenden 
Prozess der Institutionalisierung neuer Politikansätze ausgelöst. Dadurch werden mög­
licherweise die zwischenstaatlichen Beziehungen auf dem Kontinent und die Interak­
tionen Afrikas mit der übrigen Welt nachhaltig verändert. Dies zeigt sich besonders in 
der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur. Der Vorsitzende der AU­Kommission 
hat sie jüngst als „besten Sicherheitsmechanismus“ gelobt.
Analyse:
Schwächen weist die AU nach wie vor beim Management und bei der Finanzkon­
trolle auf; dies wirkt sich auch auf den Bereich Frieden und Sicherheit aus.
Gleichzeitig untergraben die mangelhafte Zahlungsmoral vieler Mitgliedsstaaten 
und die anhaltende finanzielle Abhängigkeit von den Gebern die viel zitierten An­
sprüche auf ownership.
Logistisch, operativ und politisch ist die AU von der Mehrzahl der gewaltsamen 
Konflikte in Afrika noch überfordert (z. B. Somalia, Sudan), aber kleinere Operatio­
nen gelingen durchaus (z. B. Komoren).
Die Politik der AU mit der der regionalen Wirtschaftsgemeinschaften in Einklang 
zu bringen, stellt eine ebenso große Herausforderung dar, wie die zivile Kompo­
nente der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur zu stärken.
Die geplante Funktionsfähigkeit der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur 
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1.	 Hohe	Ansprüche
Zu Beginn des neuen Millenniums haben die Mit­
glieder der OAU einen weit reichenden politischen 
und institutionellen Wandel beschlossen, der in die 
Gründung der AU und den Aufbau einer neuen 
Friedens­ und Sicherheitsarchitektur gemündet ist. 
Die AU soll unter anderem die Souveränität, terri­
toriale Integrität und Unabhängigkeit ihrer Mit­
gliedsstaaten verteidigen, Frieden, Sicherheit und 
Stabilität auf dem afrikanischen Kontinent fördern 
sowie die Menschenrechte schützen (AU 2000: 
Art. 3 (b), (f), (h)).
Politisch knüpft die AU zunächst an jene Prinzi­
pien an, die bereits die OAU geprägt hatten: souve­
räne Gleichheit und Unabhängigkeit der Mitglieds­
staaten, Respektierung der bestehenden Grenzen, 
friedliche Konfliktregelung, Verbot des Einsatzes 
von Gewalt gegen Mitgliedsstaaten und Nichtein­
mischung in deren innere Angelegenheiten (AU 
2000: Art. 4 (a), (b), (e­g)). Allerdings hat die AU auf 
der Basis eines erweiterten Sicherheitsbegriffes (hu-
man	security) ein – am 3. Februar 2003 noch nachge­
bessertes – Interventionsgebot formuliert (AU 2002: 
Art. 4 (h)). Dieses erlaubt es der Union, auf der 
Grundlage eines Beschlusses der AU­Versammlung 
der Staats­ und Regierungschefs (AU	Assembly	 of	
Heads	of	State	and	Government) dann in einem ande­
ren Mitgliedsstaat zu intervenieren, wenn „gravie­
rende Umstände“ dies erfordern. Als solche gelten 
der AU Kriegsverbrechen, Genozid und Verbre­
chen gegen die Menschlichkeit sowie „ernsthafte 
Bedrohung der legitimen Ordnung“ (zu Letzterem 
siehe Baimu/Sturman 2003: 39). Diese Dimension 
der neuen Friedens­ und Sicherheitsordnung wur­
de in dem am 9. Juli 2002 verabschiedeten Protocol	
Relating	to	the	Establishment	of	the	Peace	and	Security	
Council	 of	 the	African	Union (kurz: PSC­Protokoll) 
konkretisiert, nämlich dahingehend, dass die AU 
sich dem Wohlergehen der afrikanischen Men­
schen – also nicht der Mitgliedsstaaten – sowie der 
Förderung von demokratischen Verfahren, guter 
Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und Men­
schenrechten verschrieben hat (AU 2002: Art. 3 (a) 
und Art. 7 (1) (m)).
Das institutionelle Gefüge der neuen Friedens­ 
und Sicherheitsarchitektur der AU ist festgelegt 
in einem Beschluss des OAU­Gipfels von Lusaka 
(9.­11.7.2001) zur Eingliederung zentraler Kom­
ponenten des 1993 geschaffenen OAU	Mechanism	
for Conflict Prevention, Management and Resolution 
in die AU sowie detailliert im PSC­Protokoll. Die 
Grundpfeiler der neuen Friedens­ und Sicherheits­
architektur sind demnach neben dem neu gegrün­
deten Friedens­ und Sicherheitsrat (Peace	and	Secur-
ity	 Council – PSC) ein „Rat der Weisen“ (Panel	 of	
the	Wise), ein Kontinentales Frühwarnsystem (Con-
tinental	Early	Warning	System – CEWS), eine Afri­
kanische Schnelle Eingreiftruppe (African	 Standby	
Force – ASF) und ein Friedensfonds (Peace	 Fund). 
Diese Architektur hat Jean Ping, der Vorsitzende 
der AU­Kommission, bei seinem jüngsten Besuch 
in Berlin als den „besten Sicherheitsmechanismus“ 
(8.9.2008) überhaupt gepriesen.
Sechs Jahre nach diesen wegweisenden Be­
schlüssen und gut zwei Jahre vor der geplanten 
Fertigstellung der neuen Friedens­ und Sicher­
heitsarchitektur stellt sich die Frage, inwieweit 
diese Beschlüsse umgesetzt wurden und welchen 




Das PSC­Protokoll trat am 26. Dezember 2003 in 
Kraft, nachdem es von einer ausreichenden Zahl 
von Mitgliedsstaaten ratifiziert worden war. Ana­
log zu den Vereinten Nationen hat die AU sich als 
zentrales Beratungs­ und Entscheidungsgremium 
in allen Fragen von Sicherheit und Konfliktpräven­
tion einen Friedens­ und Sicherheitsrat geschaffen. 
Er hat die weit reichende Aufgabe, 
Frieden, Sicherheit und Stabilität in Afrika zu 
fördern, 
gewaltsame Konflikte zu antizipieren und zu 
verhindern, 
Maßnahmen der Friedensbildung und des Wie­
deraufbaus nach Beendigung von Konflikten 
umzusetzen, 
die Anstrengungen des Kontinents bei den Anti­
terrormaßnahmen zu koordinieren und harmo­
nisieren,
eine gemeinsame Verteidigungspolitik der AU 
zu entwickeln sowie 
demokratische Verfahren, gute Regierungsfüh­
rung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte 
zu fördern (AU 2002: Art. 3).
Der PSC besteht aus zehn Vertretern, die – mit 
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– auf zwei Jahre gewählt werden, und fünf Vertre­
tern mit dreijähriger Amtszeit.1 Entscheidungen 
sollen einstimmig und, wo dies nicht möglich ist, 
mit Zweidrittelmehrheit erzielt werden. Keiner der 
Mitgliedsstaaten übt ein Vetorecht aus; zentrale 
Entscheidungen bedürfen der Zustimmung der 
AU­Versammlung. Der PSC verfügt in 18 im Ein­
zelnen ausgeführten Bereichen über Initiativrechte 
(AU 2002: Art. 7 (a­r)).
Die Mitglieder des PSC wurden erstmalig im 
März 2004 gewählt; der PSC konstituierte sich 
dann am 25. Mai 2004 und tagt seither regelmäßig 
und nach Bedarf (bis Ende Juni 2008 fanden 139 Sit­
zungen statt, im Durchschnitt also monatlich knapp 
drei). Auch bei der jeweiligen Neuwahl des PSC 
wird ein regionales Proporzprinzip verfolgt. Die 
Entscheidungsprozesse im Bereich Frieden und Si­
cherheit sind eng zwischen dem Vorsitzenden der 
AU­Kommission, dem PSC und dem für Frieden 
und Sicherheit zuständigen AU­Kommissar sowie 
möglichen Sonderbeauftragten des Kommissions­
vorsitzenden organisiert.2 Der PSC hat sich außer­
halb der AU­Versammlung rasch als das wichtigste 
offizielle Gremium für alle politischen Fragen des 
Kontinents erwiesen (in Routinesituationen zu­
meist auf der Ebene der ständigen Vertreter der 
Mitgliedsstaaten, also der Botschafter bei der AU, 
bei Bedarf aber auch auf der Ebene der Außenmi­
nister oder der Staats­ und Regierungschefs).
„Rat	der	Weisen“
Eine institutionelle Innovation stellt der „Rat der 
Weisen“ dar, der den Vorsitzenden der AU­Kom­
mission und den PSC insbesondere im Bereich 
Konfliktprävention unterstützen soll (AU 2002: 
Art. 11). Die Mitglieder dieses oft als Ältestenrat 
missverstandenen Gremiums – sie sollen in ihrer 
Vergangenheit bedeutsame Beiträge zu Frieden, 
Sicherheit und der Entwicklung des Kontinents 
geleistet haben – werden auf Vorschlag des Kom­
1 Gegenwärtig sind mit einer Amtszeit von zwei Jahren Benin, 
Burkina Faso, Burundi, Mali, Ruanda, Sambia, Swasiland, 
Tschad, Tunesien und Uganda im PSC vertreten und mit 
einer Amtszeit von drei Jahren Äthiopien, Algerien, Ango­
la, Gabun und Nigeria (die erste Gruppe wurde zuletzt im 
Januar 2008 bestimmt, die zweite bereits im Januar 2007 ge­
wählt).
2 Im Februar 2008 wurde der Außenminister von Gabun, Jean 
Ping, zum neuen Vorsitzenden der AU	Commission gewählt. 
Der Spitzendiplomat Ramtane Lamamra, der wie sein Vor­
gänger Said Djinnit aus Algerien stammt, wurde Commis-
sioner	for	Peace	and	Security.
missionsvorsitzenden und für die Dauer von drei 
Jahren durch die AU­Versammlung	gewählt. Das 
Panel kann auf Bitte des PSC oder des Kommissi­
onsvorsitzenden hin, aber auch selbständig tätig 
werden. Seine Handlungsoptionen sind mit Blick 
auf die prinzipiell auch ungewöhnlichen Einsatz­
möglichkeiten im PSC­Protokoll allerdings nicht 
näher ausgeführt.3
Die Bestellung der Mitglieder des Rates ließ auf 
sich warten. Erst im Juli 2007 wurden die ersten 
fünf Mitglieder benannt und im Dezember 2007 
in ihr Amt eingeführt: Für die Region Ostafrika ist 
dies der ehemalige OAU­Generalsekretär Salim A. 
Salim aus Tansania (gleichzeitig AU­Sonderbeauf­
tragter für Darfur/Sudan), für Nordafrika der be­
tagte frühere Präsident Algeriens Ahmed Ben Bella, 
für Westafrika die Präsidentin des Verfassungsge­
richts in Benin, Elisabeth K. Pognon, für Zentral­
afrika der ehemalige Präsident von São Tomé und 
Príncipe, Miguel Trovoada, sowie für das südliche 
Afrika die Vorsitzende der Unabhängigen Wahl­
kommission Südafrikas, Brigalia Bam.
In den gegenwärtigen Konflikten des Konti­
nents hat das Panel sein mögliches Gewicht noch 
nicht zur Geltung bringen können. So finden sich 
in der Berichterstattung über die jüngsten Vermitt­
lungsbemühungen beispielsweise in den postelek­ 
toralen Konflikten in Kenia und Simbabwe keiner­
lei Hinweise auf eine Tätigkeit des „Rates der Wei­
sen“. Der Rollenfindungsprozess gerade zu diesem 
Teilelement der neuen Friedens­ und Sicherheitsar­
chitektur stellt sich kompliziert und langwierig dar, 
zumal die AU in der Regel am Prinzip der Subsidi­
arität festhält und zunächst den regionalen Wirt­
schaftsgemeinschaften (Regional	Economic	Commun-
ities – RECs) Vorrang bei der Konfliktvermittlung 
einräumt.4
Kontinentales	Frühwarnsystem
Administrativ stützt sich die neue Friedens­ und 
Sicherheitsarchitektur auf das Peace	 and	 Security	
Department, dem zurzeit vier Abteilungen zugeord­
net sind: die aus der Conflict Management Division 
(CMD) des OAU­Mechanismus hervorgegangene 
3 Der PSC hat am 12. November 2007 „Modalities of Function­
ing of the Panel of the Wise“ festgelegt.
 Im Falle Kenias war der frühere UN­Generalsekretär Kofi 
Annan der Chefunterhändler, im Falle Simbabwes hatte die 
lokale Wirtschaftsgemeinschaft SADC (Southern	African	De-
velopment	 Community) dem Präsidenten Südafrikas, Thabo 
Mbeki, ein Mandat zur Vermittlung erteilt.
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gleichnamige Abteilung, die beiden Abteilungen 
für Peace	Support	Operations (PSO) und Defence	and	
Security sowie das PSC	 Secretariat.5 Innerhalb der 
CMD stellt die Early	Warning	Unit, der ein Lage­
zentrum (Situation	Room) angeschlossen ist, den Nu­
kleus des neuen Kontinentalen Frühwarnsystems 
(CEWS) dar.
Das CEWS soll helfen, gewaltsame Konflikte 
frühzeitig zu erkennen, und dem Vorsitzenden der 
AU­Kommission, dem PSC sowie anderen Akteuren 
der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur In­
formationen an die Hand geben, die es diesen er­
lauben, Konflikte zu verhindern (AU 2002: Art. 12 
(1)). Dabei soll das CEWS mit anderen Akteuren 
eng kooperieren, insbesondere den RECs (den acht 
für diesen Zweck identifizierten regionalen Wirt­
schaftsgemeinschaften), die in mindestens zwei 
Fällen selbst funktionierende Frühwarnsysteme (re-	
gional	 mechanisms oder REMs) unterhalten,6 aber 
auch mit den Vereinten Nationen und deren Agen­
turen sowie mit – afrikanischen wie internationa­
len – Forschungseinrichtungen und Vertretern der 
so genannten Zivilgesellschaft.
Der Aufbau des CEWS hat 2003 mit einer Rei­
he von Workshops begonnen, in deren Verlauf die 
CMD mit afrikanischen und anderen internatio­
nalen Experten einen Implementierungsfahrplan 
und Gestaltungsrichtlinien entwickelt hat, die im 
Januar 2007 politisch verabschiedet worden sind 
(zur Genese siehe AU CMD 2008). Kern des CEWS 
ist ein hybrides Analysemodul, in dem quantita­
tive und qualitative Verfahren zusammengeführt 
werden. Es operiert auf der Grundlage allgemeiner 
struktureller Indikatoren sowie automatisierter, 
internetgestützter und frei zugänglicher dynami­
scher Informationen, deren Auswertung anhand in­
ternational erprobter Strategic Conflict Assessments 
in Frühwarnberichten Ausdruck finden soll. Das 
CEWS soll von 2009 an standardisierte Frühwarn­
informationen liefern sowie ebenfalls standardi­
sierte Analysen erstellen und Politikoptionen aus­
arbeiten.
5 Unter der neuen Kommission soll dieses Gefüge umorgani­
siert werden.
6 Die IGAD (Inter-Governmental	Authority	on	Development) be­
treibt am Horn von Afrika einen Conflict and Early Warning 
Mechanism (CEWARN; www.cewarn.org) zur Erkennung von 
Weidekonflikten und mit Sitz in Addis Abeba/Äthiopien; die 
ECOWAS (Economic	Community	 of	West	African	 States) baut 
gerade ein ECOWAS	 Early	 Warning	 and	 Response	 Network 
(ECOWARN; http://ecowarn.org) auf, das vom ECOWAS	
Observation	and	Monitoring	Centre in Abuja/Nigeria betrieben 
wird.
Schnelle Eingreiftruppe
Um friedensunterstützende oder ­erzwingende 
Maßnahmen durchzuführen, setzt die AU ferner 
darauf, eine Afrikanische Schnelle Eingreiftruppe 
(African	Standby	Force – ASF) aufzubauen (AU 2002: 
Art. 13). Die ASF untersteht dem Vorsitzenden der 
AU­Kommission oder einem Sonderbeauftragten; 
die militärische Führung hat ein Offizier. Die ASF 
umfasst eine Militär­, eine Polizei­ und eine Zivil­
komponente. Die Mitgliedsstaaten sind verpflich­
tet, Truppenkontingente zur ASF abzustellen, wo­
bei die ASF aus fünf regionalen Standby­Brigaden 
gebildet wird. Je nach Szenario sollen diese inner­
halb von 1 bis 30 Tagen einsatzbereit sein.
Der Status dieser regionalen Brigaden ist sehr 
unterschiedlich.7 Am weitesten gediehen ist der 
Aufbau der EASBRIG8 in Ostafrika, bei der ledig­
lich noch keine zivile Komponente vorhanden ist 
und die konkreten Abordnungspläne noch ausste­
hen (d. h., hier gibt es bereits Rahmendokumente, 
ein Memorandum	of	Understanding ist unterzeichnet, 
das Hauptquartier ist eingerichtet und von den 
Mitgliedsstaaten wurden Truppen zur Abordnung 
vorgesehen). Ähnlich weit fortgeschritten sind die 
Vorbereitungen der ECOBRIG9 in Westafrika und 
der SADCBRIG10 im südlichen Afrika. Eher rudi­
mentär sind dagegen die ECCAS Brig11 in Zentral­ 
afrika und insbesondere die NASBRIG12 in Nord­
afrika. Nicht übersehen werden kann ferner, dass 
innerhalb der einzelnen ASF­Regionen teilweise 
komplexe gewaltsame Konflikte ausgetragen wer­
den, bei denen ein Einsatz der Brigade nur schwer 
vorstellbar erscheint (z. B. innerhalb der EASBRIG 
mit den Konflikten um Darfur/Sudan, in Somalia 
sowie zwischen Eritrea und Äthiopien).
7 Kritisch auch zur militärischen Leistungsfähigkeit und zu 
den logistischen Möglichkeiten äußern sich Kinzel 2007 und 
Cilliers 2008.
8 Äthiopien, Dschibuti, Eritrea, Kenia, Ruanda, Somalia, Su­
dan und Uganda.
9 Benin, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Gambia, Ghana, Guinea­
Bissau, Kap Verde, Liberia, Mali, Niger, Nigeria, Senegal, 
Sierra Leone und Togo.
10 Angola (ebenfalls Mitglied in der ECCAS), Botswana, Leso­
tho, Madagaskar, Malawi, Mauritius, Mosambique, Namibia, 
Sambia, Simbabwe, Südafrika, Swasiland und Tansania.
11 Äquatorial­Guinea, Angola, Burundi, Demokratische Repu­
blik Kongo, Gabun, Kamerun, Kongo, São Tomé und Prínci­
pe, Tschad und Zentralafrikanische Republik.
12 Ägypten, Algerien, Libyen, Mauretanien, Tunesien und West­
sahara.
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Friedensfonds
Die neue Friedens­ und Sicherheitsarchitektur soll 
im Wesentlichen aus dem Friedensfonds (Peace	
Fund) finanziert werden. Die Mittel hierzu sol­
len durch – in der Höhe nicht spezifizierte – Zah­
lungen der Mitgliedsstaaten sowie Zuwendungen 
der internationalen Gebergemeinschaft bereitge­
stellt werden (AU 2002: Art. 21).13 Bis heute besteht 
nur eine African	Peace	Facility (APF), die die Euro­
päische Union (EU) der AU für den Zeitraum 2003­
2007 bereitgestellt hat und die ein Volumen von 250 
Mio. Euro hat (EC DG Dev 200). Vier Fünftel der 
APF sollten dabei in die Finanzierung friedenser­
haltender Einsätze fließen. Tatsächlich wurde das 
Budget für die African	Mission	in	Sudan (AMIS), die 
mittlerweile in die so genannte hybride United	Na-
tions	–	African	Union	Mission	in	Darfur (UNAMID) 
überführt worden ist, weitgehend aus der APF be­
stritten.1 Im Juni 2008 beschloss die EU, für den 
Zeitraum 2008­2010 aus dem 10. European	Develop-
ment	Fund (EDF) weitere 300 Mio. Euro für die APF 
bereitzustellen (zum Vergleich: das Budget der 
UNAMID für den Zeitraum 1.7.2008 bis 30.6.2009 
beläuft sich auf 1,7 Mrd. US$).
Auch andere zentrale Ausgaben für die neue 
Friedens­ und Sicherheitsarchitektur werden nicht 
aus dem regulären Haushalt der AU, sondern aus 
Zuwendungen der internationalen Geber von Ent­
wicklungszusammenarbeit finanziert. So will die 
Deutsche Gesellschaft für technische Zusammen­
arbeit (GTZ) für den PSC und das Peace	and	Secur-
ity Department	ein neues Gebäude in Addis Abeba 
bereitstellen15 (während die VR China inzwischen 
für ca. 150 Mio. US$ ein neues Domizil für die nicht 
unbeträchtliche übrige AU errichtet). Zahlreiche 
internationale Geber geben sich unterdessen die 
Klinke in die Hand, um ihren Beitrag für den Auf­
bau der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur 
zu entrichten.
13 Im Rahmen des früheren OAU­Mechanismus zahlten die 
Mitgliedsstaaten 5 % ihres jährlichen Mitgliedsbeitrages in 
einen Peace	Fund der OAU ein.
1 Die vom UN­Sicherheitsrat abgesegnete AU­Mission (UN S/
RES 1556, 30.7.200) lief im Juli 200 mit 80 Militärbeobach­
tern und 300 Soldaten an. Im September 2004 wurde sie auf 
3.320 Mann aufgestockt und im April 2005 auf 7.700 (AMIS 
II). Die UNAMID wurde am 31. Juli 2007 mandatiert (UN S/
RES/1769).
15 Siehe www.wb­ps­au.com/ (Zugriff am 11.9.2008).
3.	 Herausforderungen
Die Institutionalisierung der neuen Architektur hat 
zweifellos Tempo aufgenommen und an Komple­
xität gewonnen, liegt in der Umsetzung aber hin­
ter den weit gesteckten Zielen zurück. Die Grün­
de hierfür sind vielfältig. Generell gilt, dass die 
Euphorie über die politische Gestaltungsfähigkeit 
auf dem Kontinent, die unter den politisch Han­
delnden in den Jahren 1999­2002 herrschte und 
eine Reihe weit reichender Beschlüsse (Stichwort: 
Interventionsgebot der AU) erst ermöglicht hat, 
vielerorts verflogen ist. Der Anpassungsdruck an 
neue Normen zwischenstaatlichen Verhaltens, den 
eine Reihe von Mitgliedsstaaten verspürt hatten, 
hat sich verflüchtigt. Die Eskalation der Konflikte 
in Zentralafrika und am Horn von Afrika hat in 
Teilen des Kontinents ein sicherheitspolitisches 
„Rollback“ begünstigt. Dieser Prozess verstärkt die 
allgemeinen Reibungsverluste, die den neuen Ap­
parat in Addis Abeba prägen.
Um die Zahlungsmoral einiger Mitgliedsstaaten 
ist es kritisch bestellt, und nicht alle Mitglieds­
staaten beteiligen sich an der Finanzierung frie­
denserhaltender oder friedensschaffender Maß­
nahmen.16
Unregelmäßige oder ausbleibende Beiträge der 
Mitgliedsstaaten bei gleichzeitiger extremer Ab­
hängigkeit von externen Finanzierungsquellen 
erschweren die Planung und arbeiten gegen das 
oft beschworene Prinzip der African	 ownership 
– die Nachhaltigkeit vieler Maßnahmen ist stark 
in Frage gestellt.
Die Zahl jener Mitgliedsstaaten ist überschau­
bar, die sich kontinuierlich mit eigenen Truppen 
bei friedenserhaltenden oder friedensschaffen­
den Einsätzen engagieren. An der AMIS haben 
sich Truppen aus Gambia, Kenia, Nigeria, Ruan­
da, Senegal und Südafrika beteiligt. Am Einsatz 
in Somalia (African	 Union	Mission	 in	 Somalia – 
AMISOM) wollen vor allem Nigeria, Ruanda, 
Tansania und Uganda teilnehmen. Ein Blick auf 
die UN­Statistiken bestätigt dieses Bild: Im Be­
richtsmonat Juli 2008 führte Nigeria die Liste 
jener afrikanischen Staaten an, die Militär­ und 
Polizeikräfte für UN­Einsätze bereitstellen (5.206 
16 Im gegenwärtigen Haushalt stehen knapp ein Fünftel der 
Staaten in der einen oder anderen Form wegen mangelnder 
Zahlungsmoral unter Sanktionen (2006 waren es allerdings 
sogar knapp ein Viertel); Siehe African Union. Decision on 
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Mann – Rang 4 weltweit), gefolgt von Ghana 
(3.27), Ruanda (2.955), Äthiopien (2.322), Se­
negal (2.069), Südafrika (1.886) und Marokko 
(1.561).17
Eine von den Staats­ und Regierungschefs in 
Auftrag gegebene externe Überprüfung (external	
audit) der neuen AU­Organe durch ein Exper­
tenpanel unter Leitung des früheren stellvertre­
tenden UN­Generalsekretärs Adebayo Adedeji 
hat auf eine Reihe von Problemen, zumal in der 
AU­Kommission selbst, hingewiesen (AU High­
Level Panel 2007): Rollenprobleme der neuen 
Führungskräfte, unklare Hierarchien, Unerfah­
renheit von Spitzenpersonal, schwache Manage­
mentsysteme, fehlende Koordination, unregel­
mäßige Gremiensitzungen, Unterausstattung 
mit Fachkräften, schleppende Rekrutierungsver­
fahren, mangelnde Motivation von Mitarbeitern 
usw. Organisationsentwicklung und Personal­
führung müssten ebenso deutlich optimiert wer­
den wie die Finanzverwaltung.18
Die RECs beziehungsweise deren REMs werden 
ausdrücklich als integraler Bestandteil der neuen 
Friedens­ und Sicherheitsarchitektur beschrieben 
(AU 2002: Art. 16). Dies wirft Fragen der Souve­
ränität, der Unter­ und Zuordnung sowie der 
Arbeitsteilung zwischen der AU und den RECs 
auf. In der ersten Phase der Implementierung 
der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur, 
2003 bis 2006, hat dies in der Tat regelmäßig zu 
Irritationen geführt. Erst im Januar 2008 haben 
sich die AU und die RECs in einem Memorandum	
of	Understanding auf Parameter der Zusammen­
arbeit verständigt.19 Erkennbar ist mittlerweile, 
dass die AU in einigen Bereichen kontinentale 
Standards setzen und diese kooperativ fortent­
wickeln wird (beispielsweise beim Frühwarn­
system).
17 United	 Nations	 Department	 of	 Peace-Keeping	 Operations (UN 
DPKO), www.un.org/Depts/dpko/dpko/factsfigs.shtml (Zu­
griff am 9.9.2008).
18 Die Beiträge der gesamten Gebergemeinschaft zur neuen 
Friedens­ und Sicherheitsarchitektur beispielsweise werden 
rechnungstechnisch lediglich von einer einzigen Person be­
treut, die sich in den unterschiedlichen nationalen oder mul­
tilateralen Verfahren zu bewegen weiß, mit dieser Kompe­
tenz aber recht einsam dasteht.
19 Das Dokument wurde von Vertretern der AU, der RECs 
CEN­SAD (Community	 of	 Sahel-Saharan	 States), COMESA 
(Common	Market	 for	 Eastern	 and	 Southern	Africa), EAC (East	
African	Community), ECCAS (Economic	Community	of	Central	
African	States), ECOWAS (Economic	Community	of	West	African	
States), IGAD (Inter-Governmental	Authority	on	Development), 
SADC (Southern	African	Development	Community) und UMA 
(Maghreb	Arab	Union) sowie den regionalen Standby­Briga­
den aus Ost­ und Nordafrika unterzeichnet.
•
•
Die operativen und logistischen Herausforde­
rungen für die AU­Missionen und die ASF sind 
bekannt (Schümer 2004; Kinzel 2007); einige 
wesentliche Punkte sind: Die Mitgliedsstaaten 
der AU sind mit ihrem Engagement im Sudan 
(AMIS­cum­UNAMID) und Somalia (AMISOM) 
bereits am Ende ihrer derzeitigen Möglichkeiten 
angelangt: Logistisch mangelt es an Lufttrans­
portkapazitäten, in der Aufklärung ist die AU 
von den USA bzw. von europäischen Diensten 
abhängig, das Operationsmandat ist nicht hin­
reichend robust, die Stationierung erfolgte mit 
Verzögerung, die Mitgliedsstaaten haben Trup­
pen nicht in ausreichender Stärke bereitgestellt 
und die Kommandostrukturen sind nicht voll­
kommen eindeutig. Die Beendigung einer für 
nicht legitim erklärten Sezession der zu den Ko­
moren gehörenden Insel Anjouan am 25. März 
2008 hatte vor allem symbolischen Stellenwert 
(nicht nur für die AU, sondern auch für die Re­
gierungen des Sudans und Libyens, die Truppen 
bzw. Logistik für den Einsatz bereitstellten).
Politisch nicht unproblematisch ist die Gefahr 
einer völkerrechtswidrigen Abkopplung der AU 
von den Vereinten Nationen, die durch die neue 
Friedens­ und Sicherheitsarchitektur entsteht. 
Art. 53 (1) der Charta der Vereinten Nationen 
sieht vor, dass der UN­Sicherheitsrat regionale 
Zusammenschlüsse mit friedenserzwingenden 
Maßnahmen betrauen kann; das Interventions­
gebot der AU, wie es in Art. 4 (h) des PSC­Pro­
tokolls formuliert wird, sieht dagegen keiner­
lei Rückkopplung mit den Vereinten Nationen 
mehr vor.
Generell gilt, dass die AU in ihrer jungen Ge­
schichte eine Vielfalt von Erfahrungen gerade 
im Bereich der präventiven Diplomatie, be­
grenzt aber eben auch bei friedenserhaltenden 
oder friedensschaffenden Maßnahmen (etwa in 
Burundi)20 gesammelt hat, die nicht dokumen­
tiert sind. Es mangelt mithin an so genannten 
Lessons	 Learnt und einem institutionellen Ge­
dächtnis, das helfen kann, in wiederkehrenden 
Situationen geeignete Handlungsempfehlungen 
auszusprechen.
Schließlich bedürfen die zivilen Komponenten 
der neuen Friedens­ und Sicherheitsarchitektur – 
20 Die AU unterhielt von April 2003 an eine insgesamt als relativ 
erfolgreich eingeschätzte African	Mission	in	Burundi (AMIB), 
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sowohl in der ASF wie auch im CEWS – noch 
einer deutlichen Stärkung.
Positiv ist hervorzuheben, dass auf einigen Ebenen 
der AU und in einer wachsenden Zahl von Mit­
gliedsstaaten ein Öffnungsprozess hin zur gewach­
senen Dialogbereitschaft gegenüber Vertretern zi­
vilgesellschaftlicher Organisationen stattgefunden 
hat. Dieser stößt jedoch periodisch, und nicht nur 
rituell, auf Widerstände einer wichtigen Gruppe 
von Mitgliedsstaaten (z. B., aber nicht ausschließ­
lich, Libyen, Ruanda, Simbabwe oder Sudan).
4.	 Zwischenbilanz
Gemessen an den wenigen Jahren, die seit den Be­
schlüssen von Lomé und Durban vergangen sind, 
sind der Grad und die Dichte der Institutionalisie­
rung der AU bemerkenswert. Begleiterscheinungen 
dieses Prozesses, für dessen historische Einordnung 
ein Blick auf die 1950er Jahre in Brüssel hilfreich ist, 
sind, dass die AU­Kommission Eigeninteressen ge­
genüber den Mitgliedsstaaten entwickelt, dass sie 
teilweise Kompetenzen und Kapazitäten aufbaut, 
die über jene der Mitgliedsstaaten hinausgehen, 
und dass allmählich eine Gruppe von Fachleuten 
heranwächst, deren professionelle Vernetzung in 
Afrika, aber auch darüber hinaus, langfristig voll­
kommen neue Denklogiken und Handlungsmög­
lichkeiten jenseits enger nationalstaatlicher Interes­
sen erzeugen kann. In der Summe sind dies positi­
ve Trends, die nicht nur dem Aufbau einer neuen 
Friedens­ und Sicherheitsarchitektur Vorschub leis­ 
ten, sondern auch einer damit einhergehenden ko­
operativen Konfliktbearbeitungskultur.
Gleichzeitig wird allerdings deutlich, dass die 
politischen Führer Afrikas sich in ihrer Haltung zur 
AU stärker differenzieren als zu Zeiten des Kalten 
Krieges – das Projekt der neuen Friedens­ und Si­
cherheitsarchitektur kennt eindeutige Befürworter 
ebenso wie klare Gegner.
Nach wie vor weist die AU in den Bereichen Ma­
nagement und Finanzkontrolle Schwächen auf, die 
sich gleichfalls negativ auf den Bereich Frieden und 
Sicherheit auswirken. Die mangelhafte Zahlungs­
moral zahlreicher Mitgliedsstaaten und die an­ 
haltende erhebliche finanzielle Abhängigkeit von 
den Gebern untergraben Ansprüche auf ownership.
Logistisch und operativ ist die AU von der 
Mehrzahl der gewaltsamen Konflikte in Afrika 
noch überfordert, lediglich kleinere Operationen 
mit umso höherem Symbolwert mögen gelingen. 
Die geplante Funktionsfähigkeit der neuen Frie­
dens­ und Sicherheitsarchitektur wird sich also mit 
einiger Wahrscheinlichkeit über das politische Ziel­
datum 2010 hinaus verzögern. Neben den genann­
ten politischen Problemen bestehen die größten 
Herausforderungen der AU darin, ihre Politik mit 
der der RECs und der anderen Akteure der inter­
nationalen Gemeinschaft zu harmonisieren sowie 
die zivile Komponente der neuen Friedens­ und 
Sicherheitsarchitektur zu stärken.
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